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Kleine Anfrage 8564 
 
des Abgeordneten Marcel Hafke   FDP 
 
 
Was würde die lückenlose Überwachung von 73 aktionsfähigen Gefährdern die Polizei 
Nordrhein-Westfalen im Durchschnitt kosten? 
 
 
Nach dem islamistisch motivierten Anschlag auf den Christopher Street Day in Berlin hat die 
nordrhein-westfälische Polizei ihre Bewertung islamistischer Gefährder erneut überprüft. Nach 
Angaben des nordrhein-westfälischen Innenministers gelten derzeit 165 Personen in 
Nordrhein-Westfalen als islamistische Gefährder. 73 dieser Personen werden als aktionsfähig 
eingestuft. Als aktionsfähig gelten Personen, die sich weder in Haft noch im Ausland befinden 
und daher grundsätzlich handeln könnten. Eine lückenlose persönliche Überwachung 
sämtlicher aktionsfähiger Gefährder ist nach Aussage des Innenministers mit den 
vorhandenen Personalressourcen nicht möglich. Für die Rund-um-die-Uhr-Observation einer 
einzigen Person würden mehr als 30 Polizeikräfte benötigt.1 Übertragen auf 73 aktionsfähige 
islamistische Gefährder wären somit mehr als 2.190 Polizeikräfte für eine gleichzeitige 
Dauerobservation erforderlich. 
Die lückenlose Überwachung einer einzelnen Person umfasst rechnerisch 8.760 Stunden im 
Jahr. Bei 73 Personen ergibt sich eine reine Überwachungszeit von insgesamt 639.480 
Stunden. Da für eine Observation regelmäßig mehrere Einsatzkräfte gleichzeitig benötigt 
werden, liegt die Zahl der tatsächlich anfallenden polizeilichen Arbeitsstunden deutlich höher. 
Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit der Polizeivollzugsbeamtinnen und 
Polizeivollzugsbeamten in Nordrhein-Westfalen beträgt durchschnittlich 41 Stunden. Urlaub, 
Fortbildungen, Krankheit, Ruhezeiten sowie anderweitige dienstliche Verpflichtungen 
schränken die für Observationen tatsächlich verfügbare Arbeitszeit zusätzlich ein. 
Eine vollständige Dauerobservation aller 73 aktionsfähigen islamistischen Gefährder würde 
daher erhebliche personelle und finanzielle Ressourcen der Polizei binden. Neben den 
Personalausgaben wären insbesondere Ausgaben für Fahrzeuge, Kraftstoff, technische 
Ausstattung, Kommunikationsmittel sowie mögliche Mehrarbeit zu berücksichtigen. 
Für eine sachgerechte Bewertung der Sicherheitslage muss die Landesregierung transparent 
darlegen, welche Ressourcen eine lückenlose Überwachung erfordern würde. Gleichzeitig 
muss geklärt werden, welche Folgen eine derartige Personalbindung für die übrige polizeiliche 
Aufgabenwahrnehmung hätte. Ein handlungsfähiger Rechtsstaat benötigt eine personell 
angemessen ausgestattete Polizei sowie moderne technische Instrumente, um Gefahren 
wirksam abwehren zu können. 
 
 
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: 

 
1 https://www.tagesschau.de/inland/regional/nordrheinwestfalen/wdr-nach-anschlag-auf-berliner-csd-
nrw-ueberprueft-73-islamistische-gefaehrder-100.html (letzter Zugriff: 06.08.2026) 
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1. Wie viele Polizeivollzugskräfte wären für die lückenlose Rund-um-die-Uhr-Observation 
von 73 aktionsfähigen islamistischen Gefährdern erforderlich? 

 
2. Wie viele Einsatzstunden würden für diese Observation innerhalb eines Jahres 

voraussichtlich anfallen? 
 
3. Welche jährlichen Haushaltsmittel einschließlich der Personal- sowie 

Sachaufwendungen müssten für diese Observation voraussichtlich eingeplant werden? 
 
4. Welche durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten würden je überwachter Person 

entstehen? 
 
5. Aus welchen Gründen erfolgt bislang keine lückenlose Rund-um-die-Uhr-Observation 

der 73 aktionsfähigen islamistischen Gefährder? 
 
 
 
Marcel Hafke 
 


